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Liebe Leserinnen und Leser, 

am Donnerstag haben wir das 
Gesetz zur Verbesserung der In-
formation über einen Schwan-
gerschaftsabbruch beschlossen.  

Das Gesetz stellt sicher, dass 
Frauen, die einen Schwanger-
schaftsabbruch in Erwägung zie-
hen, besser informiert werden. 
Die Bundeszentrale für gesund-
heitliche Aufklärung veröffent-
licht zukünftig eine bei der Bun-
desärztekammer geführte Liste 
über Ärzte, die Schwanger-
schaftsabbrüche vornehmen. Zu-
dem haben Ärzte jetzt die Mög-
lichkeit, auf die Tatsache hinzu-
weisen, dass sie Schwanger-
schaftsabbrüche durchführen.  

Besonders hervorzuheben ist, 
dass das Verbot der Werbung 
für den Schwangerschaftsab-
bruch bestehen bleibt, um den 
Schutz des ungeborenen Lebens 
zu gewährleisten.  

Ihre 

Folgen des Brexit 

In dieser Woche haben wir die 

Brexit-Begleitgesetze im Bundes-

tag beschlossen. 

Für den Fall eines ungeregelten 

Brexits haben wir Übergangsrege-

lungen für aktuell 300.000 im 

Vereinigten Königreich lebende 

Deutsche und 115.00 in Deutsch-

land lebende Briten geschaffen.  

Hintergrund ist, dass mit dem 

Brexit auch die Regelungen zur 

Koordinierung der Systeme der 

sozialen Sicherheit, die in ver-

schiedenen EU-Verordnungen ge-

regelt sind, entfallen. Diese EU-

Verordnungen bilden bisher die 

Rechtsgrundlagen für die Gleich-

stellung der Leistungen unter an-

derem bei Krankheit und Pflege-

bedürftigkeit, Arbeitslosigkeit 

und in Bezug auf Rentenleis-

tungen. Die Übergangszeit soll 5 

Jahre betragen.  

Bei Riester Verträgen haben wir 

dafür gesorgt, dass nicht die 

schädliche Verwendung aus-

gelöst wird, wenn Steuerpflich-

tige bei „Altverträgen“ ihren 

Wohnsitz im Vereinigten König-

reich haben.  

Ebenso wird die Rechtsform der 

Limited steuerlich fortgeführt. 

Das Gesetz ermöglicht es der Bun-

desanstalt für Finanzdienstleis-

tungsaufsicht (BaFin) im Finanz-

marktbereich, für maximal 21 

Monate Maßnahmen zur Ver-

meidung von Nachteilen für die 

Funktionsfähigkeit oder die Sta-

bilität der Finanzmärkte bzw. 

zum Schutz der Versicherungs-

nehmer zu treffen. 

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  

Unternehmensteuerrecht 

modernisieren 

Neben dem Brexit ist auch die 

Steuerreform in den USA Anlass, 

über eine Modernisierung des 

Steuerrechts nachzudenken.  

Konkret schlagen wir deshalb vor, 

für mehr Wettbewerbsfähigkeit 

zu sorgen, indem wir die Steuer-

belastung für nicht ausgeschütte-

te Gewinne bei maximal 25 Pro-

zent deckeln, sowohl für Kapital-

gesellschaften als auch für Perso-

nengesellschaften. 

Zudem wollen wir Strukturen op-

timieren, indem wir Förderungen 

und Strukturen simpler gestalten 

und sie an die realen Herausfor-

derungen und Strukturen von 

Unternehmen im Jahr 2019 an-

passen. 

Indem wir zeitnahe Betriebsprü-

fung fördern und  Erklärungs-

pflichten und Meldepflichten re-

duzieren, werden wir unnötige  

Bürokratie abbauen.  

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  

DigitalPakt kommt   

Am Mittwoch hat sich der Ver-

mittlungsausschuss auf einen 

Kompromiss bei der Umsetzung 

des DigitalPakts Schule geeinigt.  

Durch den DigitalPakt Schule 

werden wir in dieser Legislatur­

 
 
 
Finanzpolitische Sprecherin der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

ANTJE TILLMANN 
BRIEF AUS 

ERFU RT |  WE IMAR |  G RAMMET AL   



 

   

ANTJE TILLMANN  

ERFURT | WEIMAR | GRAMMETAL  

BRIEFAUS 
BERLIN 

periode 3,5 Mrd. € für digitale Bil-

dungsinfrastrukturen an den 

Schulen bereitstellen. Insgesamt 

werden über einen Zeitraum von 

fünf Jahren 5 Mrd. € zur Verfü-

gung gestellt.  

Die jetzt gefundene Einigung sieht 

vor, dass die Länder künftig dazu 

verpflichtet werden, die Bundes-

mittel zusätzlich zu den Landes-

mitteln einzusetzen. In der Ver-

gangenheit war dies leider nicht 

immer der Fall.   

Wichtig war uns zudem, dass der 

Bund bei Mitteln, die an die Län-

der fließen, auch die zweckent-

sprechende Mittelverwendung 

kontrollieren darf.  

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  

Kinder- und Jugendhilfe 

Mit unserem Antrag  fordern wir 

die Bundesregierung auf, eine An-

laufstelle für Betroffenen und Be-

teiligten der Kinder- und Jugend-

hilfe einzurichten. Die Betroffe-

nen und Beteiligten sollen hier 

vertraulich berichten können, 

welche Erfahrungen sie mit dem 

Hilfesystem und den familien-

gerichtlichen Verfahren gemacht 

haben.  

Des Weiteren soll die Quali-

tätssicherung und Qualitätsent-

wicklung in den Kinderschutz-

Verfahren vorangetrieben und die 

Forschung in dem Bereich ausge-

baut werden.   

Integrationskommission 

gegründet  
Die Fachkommission soll Empfeh-

lungen zu wesentlichen integrati-

onspolitischen Fragen erarbeiten. 

Sie schlägt Standards vor, um In-

tegrationsmaßnahmen  weiter zu 

verbessern und nachhaltige Struk-

turen zu schaffen.   

Berufen wurden 24 renommierte 

Persönlichkeiten aus der Wissen-

schaft und der Praxis in den Kom-

munen und den Ländern mit her-

ausragender Kompetenz in den re-

levanten Themenfeldern.  

Der Ergebnisbericht soll dem Bun-

destag Mitte 2020 vorgelegt wer-

den. 
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 Lebensmittelverschwendung  reduzieren 

Am Mittwoch wurde die Nationale Strategie zur Reduzierung der 

Lebensmittelverschwendung vorgestellt.  

Sie stellt mögliche Ursachen der Lebensmittelverschwendung dar 

und zeigt die Herausforderungen und Handlungsfelder auf, die 

sich für die Reduzierung der Lebensmittelverschwendung entlang 

der Lebensmittelversorgungskette ergeben.  

Daneben setzen wir auch auf Innovation und Digitalisierung. Dazu 

gehören Apps wie die ‚Beste-Reste-App‘, die Kochideen bietet, wie 

sich aus übriggebliebenen Lebensmitteln viele leckere Gerichte zu-

bereiten lassen. Dazu gehören digitale Angebote, um die Weiter-

gabe und das Teilen von Lebensmitteln in der Nachbarschaft oder 

an gemeinnützige Organisationen zu erleichtern. Und dazu gehö-

ren intelligente Verpackungen, die durch Farben anzeigen, wie lan-

ge ein Produkt noch halt-

bar ist.  

Die Entwicklung von sol-

chen intelligenten Verpa-

ckungen, die das Min-

desthaltbarkeitsdatum er-

gänzen können, fördern 

wir mit 3,5 Mio. €. Damit 

wollen wir Verbrauchern 

eine bessere Orientierung 

bieten, damit unnötige 

Lebensmittelabfälle gar 

nicht erst entstehen.  


